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GESCHÄFTSORDNUNGSSEITE

In der Sitzung vom 17. Januar 2002 gab der Präsident des Europäischen Parlaments bekannt, 
dass der Ausschuss für Entwicklung und Zusammenarbeit die Genehmigung zur Ausarbeitung 
eines Initiativberichts gemäß Artikel 163 der Geschäftsordnung über eine nachhaltige Agrar-
politik, die Landreform und die ländliche Entwicklung im Hinblick auf die Eigenständigkeit 
der Entwicklungsländer erhalten hat und dass der Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche 
Entwicklung als mitberatender Ausschuss befasst wurde.

Der Ausschuss für Entwicklung und Zusammenarbeit benannte in seiner Sitzung vom 
27. November 2001 Bashir Khanbhai als Berichterstatter.

Der Ausschuss prüfte den Berichtsentwurf in seinen Sitzungen vom 18. April, 20. Juni und 
23. September 2002.

In der letztgenannten Sitzung nahm der Ausschuss den Entschließungsantrag einstimmig mit 
2 Enthaltungen an.

Bei der Abstimmung waren anwesend: Joaquim Miranda, Vorsitzender; Margrietus J. van den 
Berg, Marieke Sanders-ten Holte und Anders Wijkman, stellvertretende Vorsitzende; Bashir 
Khanbhai, Berichterstatter; John Bowis, Marie-Arlette Carlotti, Nirj Deva, Concepció Ferrer 
(in Vertretung von Fernando Fernández Martín), Vitaliano Gemelli, Richard Howitt, Glenys 
Kinnock, Paul A.A.J.G. Lannoye, Miguel Angel Martínez Martínez, Philippe Morillon (in 
Vertretung von Jean-Pierre Bebear), Ulla Margrethe Sandbæk, Agnes Schierhuber (in 
Vertretung von Karsten Knolle), Maj Britt Theorin und Bob van den Bos (in Vertretung von 
Isabelle Caullery) .

Die Stellungnahme des Ausschusses für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung ist diesem 
Bericht beigefügt.

Der Bericht wurde am 25. September 2002 eingereicht.
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ENTSCHLIESSUNGSANTRAG

Entschließung des Europäischen Parlaments über eine nachhaltige Agrarpolitik, die 
Landreform und die ländliche Entwicklung im Hinblick auf die Eigenständigkeit der 
Entwicklungsländer (2001/2274(INI))

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis der Mitteilung der Kommission „Die Entwicklungspolitik der Europäischen 
Gemeinschaft“ (KOM(2000)212),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 1. März 2001 zur Entwicklungspolitik der 
Europäischen Gemeinschaft1,

– in Kenntnis der Erklärung des Rates und der Kommission zur Entwicklungspolitik der 
Europäischen Gemeinschaft vom 10. November 2000,

– in Kenntnis des strategischen Orientierungspapiers der Kommission „Europäische 
Strategie zur Unterstützung der ländlichen Entwicklung“ vom Februar 2000,

– in Kenntnis des Kommissionsdokuments: „Guidelines for the Design of a Rural 
Development Profile and Strategic Framework“ (Leitlinien für den Entwurf eines 
strategischen Rahmens und eines Profils für die ländliche Entwicklung) vom Dezember 
2000,

– unter Hinweis auf die Erklärung von Rom zur Welternährungssicherheit und dem 
Aktionsplan des Welternährungsgipfels von 1996,

– unter Hinweis auf die vom WTO-Ministertreffen in Doha am 14. November 2001 
angenommene Erklärung,

– unter Hinweis auf das AKP-Zuckerprotokoll2 Nr. 3 in Anhang V des Abkommens von 
Cotonou,

– unter Hinweis auf die Verordnung des Rates (EG) Nr. 416/2001 vom 28. Februar 2001 zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2820/98 über ein Mehrjahresschema allgemeiner 
Zollpräferenzen für den Zeitraum 1. Juli 1999 bis 31. Dezember 2001 zwecks Ausweitung 
der Zollbefreiung ohne mengenmäßige Beschränkung auf Waren mit Ursprung in den am 
wenigsten entwickelten Ländern3,

– unter Hinweis auf die Verordnung des Rates (EG) Nr. 2501/2001 vom 10. Dezember 2001 
über ein Schema allgemeiner Zollpräferenzen für den Zeitraum vom 1. Januar 2002 bis 
31. Dezember 20044,

1 ABl. C 277 vom 1.10.2001, S. 20.
2 Früheres Protokoll Nr. 3 im Anhang zu Artikel 25 des AKP-EWG-Abkommens von Lomé, unterzeichnet am 
28. Februar 1975.
3 ABl. L 60 vom 1.3.2001, S. 43
4 ABl. L 346 vom 31.12.2001, S. 1
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– gestützt auf Artikel 163 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Entwicklung und Zusammenarbeit und der 
Stellungnahme des Ausschusses für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung 
(A5-0316/2002),

A. in der Erwägung, dass Ernährungssicherheit und die Schaffung einer Strategie für 
nachhaltige ländliche Entwicklung eine der ausdrücklichen sechs Prioritäten der EU-
Strategie1 für die Entwicklungspolitik darstellen,

B. in Anbetracht der Tatsache, dass 75% der 1,2 Milliarden Menschen, die mit weniger als 
einem Dollar täglich auskommen müssen, in ländlichen Gebieten2 leben und dass ihre 
Armut großenteils durch Hemmnisse erklärbar ist, die sie daran hindern, einen hohen 
Mehrwert aus ihren Mitteln zu erwirtschaften,

C. in der Erwägung, dass die führenden Politiker der Welt sich verpflichtet haben, die Anzahl 
der hungernden Menschen in der Welt bis 20153 zu halbieren,

D. im Bewusstsein, dass gewisse Mechanismen zum Schutz der EU-Landwirte im Rahmen 
der Gemeinsamen Agrarpolitik mit den Interessen der Landwirte in den 
Entwicklungsländern in Wettbewerb stehen,

E. in der Erwägung, dass in den Entwicklungsländern enorme Disparitäten bestehen 
zwischen den ländlichen Regionen, ihren jeweiligen Bedürfnissen und den ihre 
Entwicklung beeinflussenden Faktoren,

F. in der Feststellung, dass eine zu starke Abhängigkeit der Entwicklungsländer von der 
Ausfuhr landwirtschaftlicher Roherzeugnisse und die derzeit niedrigen Weltmarktpreise, 
zusammen mit anderen Ursachen ihrer Unterentwicklung, die Entwicklung in vielen 
Entwicklungsländern bremsen können, was sich auch auf die Armen in den ländlichen 
Gebieten auswirkt,

G. in der Erwägung, dass die agrarpolitischen Maßnahmen in Entwicklungsländern nicht so 
stark auf den Export ausgerichtet sein sollten, dass der einheimische Bedarf vernachlässigt 
wird und umgekehrt, sondern dass ihre Förderung entsprechend den jeweiligen 
Produktions- und Absatzmöglichkeiten erfolgen sollte,

H. unter Hinweis darauf, dass verbesserte Regierungs- und Verwaltungssysteme zusammen 
mit Kapazitätsschaffung, Bildungs- und Gesundheitsdienstleistungen entscheidend für die 
ländliche Entwicklung und insbesondere für die Schaffung von Investitionsanreizen in 
ländlichen Gebieten sind,

I. unter Hinweis darauf, dass abgelegene ländliche Gebiete unverhältnismäßig stark unter 
dem Mangel an Infrastrukturen für die Energieversorgung, den Verkehr und die Tele-
kommunikation leiden und dass sie häufig auch nur über eine unzureichende oder 

1 KOM(2000)212, Die Entwicklungspolitik der Europäischen Gemeinschaft, Erklärung des Rates und der 
Kommission vom 10. November 2000.
2 Bericht des IFAD über Armut in ländlichen Gebieten (Rural Poverty Report) 2001.
3 Welternährungsgipfel, Rom, Oktober 1996 und Jahrtausendgipfel, New York, September 2000.
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unzuverlässige Wasserversorgung verfügen,

J. in der Feststellung, dass ländliche Gemeinschaften besonders stark durch Konflikte, 
Naturkatastrophen und andere Unglücke gefährdet sind,

K. in der Feststellung, dass traditionelle Finanzinstitute wegen der hohen damit verbundenen 
Kosten und Risiken sowie aufgrund mangelnder Kenntnisse über diese Regionen dazu 
neigen, keine Kredite in ländliche Gebiete zu vergeben,

L. unter Hinweis darauf, dass in Gebieten, in denen der Landbesitz sehr ungleich verteilt ist, 
geeignete Landreformen der Landbevölkerung den Zugang zu den Produktionsressourcen 
ermöglichen und zum Abbau der Armut sowie zur Förderung der wirtschaftlichen 
Entwicklung der Staaten beitragen können;

1. fordert die schrittweise Beseitigung von Handels- und Steuerhemmnissen sowie den 
verstärkten Zugang zu Märkten für Entwicklungsländer, um es ihnen zu ermöglichen, vom 
gemeinsamen Wohlstand zu profitieren und wirtschaftliches Wachstum zu erzielen;

2. erkennt jedoch an, dass die Normen für die Lebensmittelsicherheit der Europäischen 
Union sowie die tier- und pflanzengesundheitlichen Normen nicht angepasst werden 
können und dürfen; betont, dass angesichts der Priorität der Lebensmittelsicherheit und 
jüngster Ausbrüche von Tierkrankheiten strenge Kontrollen an den europäischen 
Außengrenzen erforderlich sind;

3. betont, dass die Europäische Union – mit großem Abstand – der größte Importeur von 
Agrarprodukten aus armen Ländern ist und dass 53% dieses Handels dank der 
eingeräumten Handelskonzessionen, die im Einklang mit der GAP stehen, aus 
Entwicklungsländern stammen; stellt fest, dass die Union den Zugang dieser Länder zu 
ihren Märkten erheblich verbessert hat;

4. bedauert die Praxis, bei der die EU von ihr subventionierte Produkte in Entwicklungs-
ländern zu Dumpingpreisen verkauft, wodurch die einheimische Agrarproduktion verzerrt 
wird – wie dies mit Rindfleisch in Nigeria und mit Milchpulver in Tansania und Jamaika 
der Fall ist;

5. unterstreicht die verheerenden Auswirkungen eines unkontrollierten freien Welthandels 
auf die Entwicklung der Nahrungspflanzen in den ärmsten Ländern, die der Konkurrenz 
mit den Dumpingpreisen der Länder mit einer hochproduktiven Landwirtschaft nicht 
standhalten können, und verweist auf das Recht jedes Landes – oder im Rahmen 
regionaler Abkommen jeder Ländergruppe – seine Erzeuger durch Zölle zu schützen;

6. weist darauf hin, dass fairer Handel zwischen Nord und Süd die Zahlung eines fairen 
Preises für die Ressourcen und Agrarprodukte der Entwicklungsländer nach sich zieht, 
d.h. eines Preises, der die internen und externen Kosten wiederspiegelt, während 
gleichzeitig Mindestkriterien für die Arbeitsbedingungen und die Löhne der Beschäftigten 
sowie den Umweltschutz eingehalten werden;

7. ist der Auffassung, dass die Öffnung des Handels für landwirtschaftliche Erzeugnisse der 
Entwicklungsländer mit finanziellen Beihilfen und technischer Unterstützung zugunsten 
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einer nachhaltigen ländlichen Entwicklung einhergehen muss, die die Armut auf dem 
Lande wirksam bekämpft und die Selbstversorgung mit Nahrungsmitteln sichert;

8. bedauert, dass, obwohl die Präferenzhandelsabkommen wie das AKP-EU-Zuckerproto-
koll1 zwar für bestimmte Agrarbereiche einiger Entwicklungsländer von Nutzen waren, 
diese Länder aber wegen der Spezialisierung, die daraus resultiert, dass der Ausfuhr von 
Rohstoffen Priorität eingeräumt wird, und wegen ihrer anhaltenden Unterentwicklung  
nicht von einem höheren Mehrwert profitieren konnten, und zwar weder durch die 
Erzeugung von Grundnahrungsmitteln noch durch eine Diversifizierung ihrer Produktion;

9. betont, dass die Allgemeinen Zollpräferenzen der EU2 sowie die Verpflichtung von Doha 
betreffend die Reduzierung aller Formen von Ausfuhrsubventionen im Hinblick auf deren 
allmähliches Auslaufen durchaus die Möglichkeit eröffnen sollten, die Lebens-
mittelsicherheit und die wirtschaftliche Entwicklung im ländlichen Raum von Entwick-
lungsländern zu stärken,

10. unterstützt die Bemühungen, damit die Doha-Runde zu einer Entwicklungsrunde wird, die 
die Entwicklungsländer differenziert behandelt und einen offenen Regionalismus festigt, 
der die Aushöhlung ihrer Handelspräferenzen verhindert und die Integration der 
Landwirtschaft der Länder des Südens untereinander und mit den Weltmärkten stärkt;

11. ist der Auffassung, dass die EU und die Entwicklungsländer gemeinsame Ziele zugunsten 
der Aufnahme der landwirtschaftlichen Multifunktionalität und einer nachhaltigen 
ländlichen Entwicklung in die nicht kommerziellen Überlegungen des Agrarabkommens 
von Marrakesch teilen;

12. ist der Ansicht, dass die notwendig Öffnung der Märkte der EU für die Agrarerzeugnisse 
der Entwicklungsländer schrittweise und gleichzeitig mit der Reform der GAP in eine 
multifunktionale Richtung erfolgen muss;

13. hält es für erforderlich, die Industrie-Drittstaaten zu ermuntern, dem Beispiel der 
Europäischen Union, ihre Märkte für Einfuhren aus den ärmsten Ländern stärker zu 
öffnen, mit dem Ziel zu folgen, die Lasten gerechter zu verteilen und eine bessere 
Entwicklung der Volkswirtschaften dieser Staaten zu begünstigen;

14. weist darauf hin, dass die ländliche Entwicklung der ärmsten Länder wie auch die 
Beseitigung von Hunger und Armut auf dem Lande nur dann angegangen werden können, 
wenn man zugleich den Schwerpunkt auf die Entwicklung ihrer 
Nahrungsmittelproduktion, die Erhaltung und die Schaffung von Arbeitsplätzen auf dem 
Lande, wo überwiegend Frauen in Familienbetrieben arbeiten, und auf die Beibehaltung 
einer nachhaltigen Bewirtschaftung der Rohstoffe legt;

15. betont die Ähnlichkeit der wichtigsten Bestimmungen, auf denen das Abkommen von 
Cotonou und die UN-Konvention zur Bekämpfung der Wüstenbildung (UNCCD) 
basieren;

1 Protokoll zum Zucker aus AKP-Ländern, Anlage 3 von Anlage V, Abkommen von Cotonou.
2 Verordnung des Rates (EG) Nr. 2501/2001 vom 10. Dezember zur Anwendung eines Systems allgemeiner 
Zollpräferenzen für den Zeitraum vom 1. Januar 2002 bis 31. Dezember 2004.
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16. betont die dringende Notwendigkeit, die Umsetzung der von den betroffenen Ländern im 
Rahmen der UNCCD ermittelten prioritären Tätigkeiten zu erleichtern, und zwar durch 
Sicherstellung substantieller und vorhersehbarer Finanzmittel;

17. erkennt die Notwendigkeit an zu gewährleisten, dass die Europäische Union wirksame 
Maßnahmen ergreift, um die internationalen Bemühungen zur Bekämpfung der 
Wüstenbildung und Abmilderung der Auswirkungen von Dürren durch Ausführung der 
Aktionsprogramme zu verstärken, die im Rahmen der UNCCD angestrebt werden, 
insbesondere im Kontext des Abkommens von Cotonou und der Zuteilung von 
Ressourcen im Rahmen des neunten Europäischen Entwicklungsfonds;

18. ist der Ansicht, dass die Europäische Union die Frage des gerechten Zugangs zu Boden 
und Wasser als wesentliche Prioritäten in seine Entwicklungspolitik und seine 
Konfliktverhütungspolitik aufnehmen müsste, und fordert, dass sie die Länder, die 
Landwirtschaftsreformen durchführen und die kleinen Familienbetriebe und 
landwirtschaftlichen und einheimischen Gemeinschaften schützen, entschlossen 
unterstützt;

19. fordert technische Hilfe, um die Landwirte zu verstärktem nachhaltigen Landbau und zur 
Schaffung von Kapazitäten anzuhalten – besonderes mit Schwerpunkt auf folgende 
Bereiche:

a) bestmögliche Erhaltung und Verbreitung der enorm vielfältigen bestehenden 
Samensorten, wobei gewährleistet sein muss, dass dafür auch weiterhin die Landwirte 
selbst zuständig sind;

b) Verbesserung der Auswahl der Viehbestände, so dass die Tiere das Klima und Seuchen 
vor Ort besser überstehen können, sowie umfassende Unterstützung für Zucht, 
Schlachtung, Verarbeitung und Verpackung der Erzeugnisse, die in erster Linie für die 
lokalen und regionalen Märkte bestimmt sind;

c) Forschung und Unterstützung bei der Domestizierung gewisser wildlebender Arten wie 
der Eland-Antilope für die Fleischgewinnung und die Herstellung von Fleischerzeugnis-
sen für den einheimischen und regionalen Markt;

d) Unterstützung bei der Diversifizierung des Anbaus und bei der Erzeugung innovativer 
Agrarprodukte wie Zitronella zur Ölgewinnung,

e) Forschung und Unterstützung im Bereich der Erzeugung nachhaltiger Kraftstoffe, wie 
Biotreibstoff und Biostrom;

20. fordert Landreformen, die den landarmen und landlosen Bauern Land übergeben und 
Bedingungen schaffen, die ihnen die Bearbeitung des Bodens für die eigene Versorgung 
und die allmähliche Teilnahme am Markt ermöglichen;

21. unterstreicht die Bedeutung der in Entwicklungsländern durchgeführten Forschungsvor-
haben sowie der Unterstützung bei der Züchtung neuer Pflanzenarten, die gut auf 
sandigem Boden gedeihen und somit für Viehweiden genutzt werden können und 
außerdem der zunehmenden Wüstenbildung Einhalt gebieten;
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22. hält es für erforderlich, Stützpunkte für die Ausleihe von landwirtschaftlicher Technik 
einzurichten, die den Bauern die Bearbeitung des Bodens erleichtert, die Beherrschung der 
Landtechnik fördert und so die Voraussetzungen für eine produktive und nachhaltige 
Bewirtschaftung des Bodens verbessert;

23. erkennt an, dass es wichtig ist, dass den Landwirten in Entwicklungsländern Feldfrüchte 
zur Verfügung gestellt werden, die den örtlichen Bedingungen und sozio-ökonomischen 
Erfordernissen von Entwicklungsländern entsprechen; erkennt die Schwierigkeiten im 
Zusammenhang mit gentechnisch veränderten Anbaufrüchten an, hält es jedoch für 
wichtig, dass den Landwirten auch in den Entwicklungsländern eine Auswahl 
krankheitsresistenter Saatgutsorten zur Verfügung gestellt wird, die auch auf trockenen 
Sandböden mit geringem Dünger- oder Pestizideeinsatz gedeihen;

24. erinnert an die Notwendigkeit, den Grundsatz der unabhängigen Lebensmittelversorgung 
auf der Grundlage zu respektieren, dass jedes Land das Recht haben muss, sich frei für 
seine eigenen Methoden zur Lebensmittelversorgung zu entscheiden, und zwar gemäß 
nationalen oder regionalen gemeinschaftlichen Interessen ohne Beeinträchtigung der 
Märkte anderer Länder;

25. verweist mit Nachdruck darauf, dass die ländliche Wirtschaftsentwicklung davon abhängt, 
inwieweit der armen Bevölkerung die Teilhabe innerhalb ihrer Gemeinden ermöglicht 
wird, und dass dies nur durch eine geeignete Landreform zu verwirklichen ist, die sicheren 
Landbesitz verspricht; ist ferner der Ansicht, dass ein gerechter Zugang zu Land und 
Ressourcen der biologischen Vielfalt die Grundlage für die Gewährleistung der ländlichen 
Entwicklung, der Lebensmittelsicherheit und der Sicherheit ist;

26. hebt hervor, dass die Entwicklung der Wirtschaft im ländlichen Raum entsprechende 
Verkehrs-, Gesundheits- und Bildungsinfrastrukturen erfordert, um Investoren und 
Facharbeitskräfte für ländliche Gebiete interessieren und auch dort halten zu können;

27. fordert mit Nachdruck, dass Strategien für die wirtschaftliche Entwicklung im ländlichen 
Raum auch nicht-landwirtschaftliche Tätigkeiten umfassen müssen wie z.B. die 
Beteiligung von Stammesgruppen an Ökotourismus, Kunst und Handwerk sowie 
Herstellung von Produkten aus Keramik, Metall und Holz;

28. schlägt die Errichtung von ländlichen Ausbildungszentren für Gesundheit, Bildung, 
Ingenieurwesen, Bankwesen, Wirtschaft, Informationstechnologie und Recht (mit 
kostenloser Rechtsberatung) vor, in denen Absolventen ein einjähriges Praktikum machen 
sollten, bevor sie anderswo im Land eine Berufstätigkeit aufnehmen können;

29. unterstreicht den Nutzen des Einsatzes von Rundfunk und gegebenenfalls Fernsehen, um 
auch in den abgelegenen ländlichen Gemeinden den Bildungsstand zu heben, und zwar 
insbesondere in den Bereichen Sprachen, Hauswirtschaft, Umweltschutz und Landbau-
techniken;

30. fordert, geeigneten Studenten in Entwicklungsländern Praktiken in Fabriken, Werkstätten, 
Laboratorien und Agrarunternehmen in EU-Mitgliedstaaten anzubieten;

31. erkennt an, dass in den meisten ländlichen Gebieten eine Stromversorgung aus einem 
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festen Stromnetz weder durchführbar noch rentabel ist und daher ernsthafte Anstren-
gungen zur Förderung der Technologien für Biotreibstoff, Wind-, Sonnen- und thermische 
Energie unternommen werden müssen;

32. fordert eine umweltverträgliche Landwirtschaft auf der Grundlage der nachhaltigen 
Nutzung von Wasser auf lokaler und regionaler Ebene und betont, dass das derzeitige 
Bewässerungssystem, das für großflächige Agrarproduktion ausgelegt ist, eine wichtige 
Ursache für Ungleichgewichte im Hinblick auf Wasser ist; betont, dass der Zugang zu 
Wasser in ländlichen Gebieten von entscheidender Bedeutung ist und geeignete 
Technologien zur Gewinnung, Reinigung, Lagerung und Beförderung von Wasser einzu-
setzen sind, um den Bedarf der Haushalte, der Landwirtschaft und der Industrie zu decken 
– und zwar mit möglichst geringem Wasserverlust während der Wasserversorgungskette;

33. unterstreicht die Bedeutung von gemeinschaftlichen Initiativen für Kleinfinanzierungen 
mit Unterstützung des staatlichen und privaten Sektors, durch die nachhaltige Kleinkredite 
an KMU – insbesondere auch selbständige Frauen, Behinderte und junge Erwachsene, die 
oft arbeitslos sind – vergeben werden;

34. betont, dass Referenzdaten für Leistungsvergleiche und zum Vergleich von Leistung und 
wirtschaftlicher Effizienz notwendig sind, um gutes Regieren auf nationaler und Provinz-
ebene bewerten zu können, um eine wirksame Verwendung der ländlichen Entwicklungs-
hilfe zu garantieren und um ein gesundes Investitionsklima zu ermöglichen;

35. bedauert, dass in der Erklärung von Johannesburg über die nachhaltige Entwicklung, die 
ländliche Entwicklung nicht als Mittel anerkannt wird, um die auf Armutsbekämpfung 
ausgerichtete Entwicklungspolitik mit den Umweltzielen des Prozesses nach Rio zu 
verknüpfen; stellt aber mit Zufriedenheit fest, dass die nachhaltige Entwicklung in den 
ländlichen Gebieten in den Durchführungsplan, der in dieser Erklärung enthalten ist, 
aufgenommen wurde;

36. fordert, dass die Mitgliedstaaten, wie dies auf dem Gipfel von Monterrey vorgeschlagen 
wurde, ihre Entwicklungshilfe bis 2006 auf 0,33% ihres BIP erhöhen und der nachhaltigen 
ländlichen Entwicklung, der Beseitigung der Armut und der Aufwertung der Arbeit von 
Frauen auf dem Land sowie der Sicherheit der Versorgung lokaler Märkte besondere 
Aufmerksamkeit widmen;

37. fordert die EU-Mitgliedstaaten, die übrigen Industrieländer und die Ölförderländer auf, 
ihre Zusage, mindestens 0,7% ihres BNP für Entwicklungshilfe bereitzustellen, auch 
einzuhalten, damit die Armut in den ländlichen Gebieten von Entwicklungsländern 
ausgemerzt werden kann;

38. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu 
übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Nahezu 1 Milliarde Menschen, die täglich mit weniger als 1 US-Dollar auskommen müssen, 
leben in ländlichen Gebieten von Entwicklungsländern. Anders als in modernen Städten und 
Großstädten fehlt es in diesen ländlichen Gebieten an Bequemlichkeiten wie Wasser- und 
Stromversorgung, an Gesundheitsfürsorge, sanitären Anlagen sowie an Bildungseinrich-
tungen, Telekommunikation und Straßennetzen. Dies führt zur Abwanderung der jungen 
qualifizierten Arbeitskräfte in städtische Gebiete und einem Arbeitskräftemangel für die 
ländliche Wirtschaft, die einen großen Anteil des BIP der Entwicklungsländer ausmacht. Zu 
geringe Investitionen in ländlichen Gebieten berauben die dort ansässige Bevölkerung der 
Möglichkeit, Wohlstand und Beschäftigung zu erzeugen.

Die EU und die internationale Gebergemeinschaft müssen in die ländliche Wirtschaft von 
Entwicklungsländern investieren, um die Armut auszumerzen. Investitionen, Technologie-
transfer und technische Ausbildung zum Aufbau einer Agroindustrie, die den Mehrwert der 
Agrarerträge steigern kann, sollten Vorrang haben. Weitere Investitionen in die Förderung 
von Kunst, Handwerk, Sägewerken, Metallwerkstätten und Fremdenverkehr würden zur 
Diversifizierung des Handels führen und gleichzeitig ein Angebot an Arbeitsplätzen für jene 
schaffen, die eigentlich aus der Subsistenzlandwirtschaft abwandern wollten. Geeignete 
Steueranreize für Investitionen in die ländliche Wirtschaft würden in- und ausländische 
Investoren anziehen und dadurch Arbeitsplätze für die ländliche Bevölkerung schaffen.

Die Landbesitzverhältnisse sind entscheidend, um jeder Familie in ländlichen Gebieten eine 
Beteiligung am Wirtschaftsleben zu ermöglichen. Kleinfinanzierungskreditsysteme wurden in 
Bangladesch und Afrika erfolgreich angewandt, um Menschen bei der Gründung eigener 
Unternehmen und der Vermarktung ihrer Erzeugnisse zu helfen. Unbedingt sind dabei gutes 
Regieren, Rechenschaftspflichtigkeit und geschulte Beamte erforderlich, um die Kommunal-
verwaltung in ländlichen Gebieten zu führen.

Die EU und die USA bieten ihren Landwirten erhebliche Subventionen, um deren Agrar-
wirtschaftssystem zu unterstützen. Diese Subventionen haben zu einer intensiven mechani-
sierten Landwirtschaft mit großen Einheiten und gewaltigen Nahrungsmittelüberschüssen 
geführt. Diese Überschüsse werden auf den Märkten armer Länder unter Preis abgesetzt und 
vernichten die Existenz der dortigen Landwirte; beispielsweise haben subventionierte 
Milchpulverausfuhren nach Tansania und Jamaika die Milchbauern in diesen Ländern arm 
gemacht: zusätzlich hemmen Zölle und andere protektionistische Maßnahmen die Entwick-
lungsländer am freien Zugang zu den Märkten der EU und der USA. Daher erleben Landwirte 
in Entwicklungsländern sinkende Einkommen und können weder genug Nahrung anbauen 
noch sich den Kauf der Einfuhren leisten. In der Erklärung von Doha (November 2001) wird 
versprochen, dieses Problem anzupacken.

Asiatische Länder wie China, Indien, Indonesien und Bangladesch waren vor zwanzig Jahren 
mit Lebensmitteln unterversorgt und Nettoimporteure. Subventionen für ihre Landwirte, die 
Auswahl geeigneten Saatguts, Bewässerung und ähnliche Investitionen in ihre Landwirtschaft 
haben sie zur Selbstversorgung mit Nahrungsmitteln geführt. Jetzt können sie auch Über-
schüsse ausführen. Leider ist die Nahrungsmittelerzeugung im Afrika südlich der Sahara im 
gleichen Zeitraum zurückgegangen, da die weltweiten Investitionen als Hilfe für ihre 
Agrarsektoren von 14 Mrd. € im Jahre 1988 auf 8 Mrd. € im Jahre 1998 zurückgingen. Dieser 
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Trend muss umgekehrt werden, damit die Armut in den ländlichen Gebieten Afrikas bekämpft 
werden kann.

Entwicklungsländer müssen ermutigt werden, technische Ausbildungszentren und Univer-
sitäten in ländlichen Gebieten zu errichten. Rundfunk und Fernsehen sollte für Bildungsmaß-
nahmen auch - Erwachsenenbildung insbesondere für Frauen – vermehrt eingesetzt werden. 
Sprachen, Hauswirtschaft, Nutztierhaltung und Landwirtschaft gehören zu den Fächern, von 
denen die ländliche Bevölkerung profitieren würde. Von den Absolventen der Colleges und 
Universitäten müsste verlangt werden, dass sei ein bis zwei Jahre nationalen Dienst in länd-
lichen Gebieten leisten, z.B. können Rechtsanwälte in ländlichen Rechtszentren kostenlose 
Rechtsberatung anbieten. Die EU sollte Studenten aus Entwicklungsländern technische 
Ausbildung in Fabriken, Werkstätten und Unternehmen in den Mitgliedstaaten anbieten.

Die EU-Mitgliedstaaten haben zugesagt, 0,7% ihres BNP für die Finanzierung von Entwick-
lungshilfe bereitzustellen. Lediglich vier von fünfzehn Mitgliedstaaten sind diesem Verspre-
chen bisher nachgekommen. Wenn die EU ernst macht mit ihrer Hilfe für Millionen armer 
Menschen in der Welt, dann müssen die anderen nachziehen!
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STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR LANDWIRTSCHAFT UND 
LÄNDLICHE ENTWICKLUNG

für den Ausschuss für Entwicklung und Zusammenarbeit

zu nachhaltiger Agrarpolitik, Agrarreform und ländlicher Entwicklung für die Autonomie der 
Entwicklungsländer 
(2001/2274(INI))

Verfasserin der Stellungnahme: María Rodríguez Ramos

VERFAHREN

In seiner Sitzung vom 23. Januar 2002 benannte der Ausschuss für Landwirtschaft und 
ländliche Entwicklung María Rodríguez Ramos als Verfasserin der Stellungnahme.

Der Ausschuss prüfte den Entwurf einer Stellungnahme in seiner Sitzung vom 28. Mai 2002.

In dieser Sitzung nahm er die nachstehenden Schlussfolgerungen einstimmig mit 1 Enthaltung 
an.

Bei der Abstimmung waren anwesend: Joseph Daul, Vorsitzender; Friedrich-Wilhelm Graefe 
zu Baringdorf, stellvertretender Vorsitzender; María Rodríguez Ramos, stellvertretende 
Vorsitzende und Verfasserin der Stellungnahme; Gordon J. Adam, María del Pilar Ayuso 
González (in Vertretung von Albert Jan Maat), Carlos Bautista Ojeda, Reimer Böge (in 
Vertretung von Michl Ebner), Giorgio Celli, Arlindo Cunha, Christel Fiebiger, Francesco 
Fiori, Christos Folias, Jean-Claude Fruteau, Georges Garot, Lutz Goepel, Michael John 
Holmes (in Vertretung von Jean-Claude Martinez), Elisabeth Jeggle, Salvador Jové Peres, 
Hedwig Keppelhoff-Wiechert, Heinz Kindermann, Dimitrios Koulourianos, Astrid Lulling (in 
Vertretung von Neil Parish), Véronique Mathieu, Xaver Mayer, Mikko Pesälä, Encarnación 
Redondo Jiménez, Agnes Schierhuber, Dominique F.C. Souchet und Robert William Sturdy.
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KURZE BEGRÜNDUNG

Die GAP wird wegen ihrer Auswirkungen auf die Landwirtschaft der ärmsten Länder 
regelmäßig scharf kritisiert, wobei es sich diese Kritiken allerdings manchmal zu einfach 
machen. Sie gehen von der Voraussetzung aus, dass eine größere Öffnung des Handels mit 
einer besseren Entwicklung des Nahrungsmittelsektors gleichzusetzen ist, berücksichtigen 
jedoch nicht die Auswirkungen, die das Verschwinden der GAP für die Landwirtschaft und 
die ländliche Umwelt einer EU haben würde, die sich in einem Erweiterungsprozess nach 
Osten hin befindet. Folgende Überlegungen sind in diesem Zusammenhang hervorzuheben:

1. Die EU ist mit insgesamt 58,3 Milliarden Euro im Jahr 2000 der größte 
Nahrungsmittelimporteur der Welt. Davon entfielen 18% auf den MERCOSUR, 14% 
auf die AKP-Länder, 7,3% auf den Mittelmeerraum, 7,2% auf die ASEAN-Länder, 
3,4% auf China, 2,2% auf Indien und 0,7% auf Mexiko. Insgesamt stammen 53% 
unserer Nahrungsmittel- und Agrareinfuhren aus Entwicklungsländern.

2. Die Entwicklungsländer bilden landwirtschaftlich kein homogenes Ganzes, und eine 
Reform der Regelungen der Industrieländer wird sie in sehr unterschiedlicher Art und 
Weise betreffen. Auf der einen Seite stehen die Netto-Nahrungsmittelexporteure, die 
von einer allgemeinen Liberalisierung insofern profitieren können, als sie dieselben 
Erzeugnisse wie der Norden ausführen (Getreide, Ölsaaten, Fleisch). Hierzu gehören 
einige lateinamerikanische Schwellenländer sowie Südostasien, die ihre Integration in 
den Welthandel bereits gefestigt haben. Jedoch ist auf der anderen Seite der Großteil 
der Entwicklungsländer Netto-Nahrungsmittelimporteure (insbesondere die Länder 
Afrikas südlich der Sahara), die immer stärker marginalisiert werden, was durch die 
Preissteigerung, verursacht durch eine schrittweise Deregulierung des Agrarhandels, 
verschärft wird. Daneben existiert eine dritte Gruppe von Ländern, die Nettoimpor-
teure sind und einige wenige Erzeugnisse exportieren. In einigen Fällen sind diese 
bereits liberalisiert (Kaffee, Tee, Kakao, tropische Früchte), und die übrigen werden 
von den Handelspräferenzen der EU begünstigt (Zucker, Baumwolle, Tabak, Bananen 
und andere Früchte).

3. Vor diesem Hintergrund wird das Landwirtschaftsproblem der überwiegenden Mehr-
heit der Entwicklungsländer nicht allein durch intensiveren Handel und eine land-
wirtschaftliche Deregulierung gelöst. Es genügt, die Schwankungen zu beobachten, 
unter denen die Handelsströme der heute bereits liberalisierten tropischen Erzeugnisse 
leiden, die zu reinen commodities in den Händen der Multis geworden sind. Oder die 
fortschreitende Aushöhlung der Handelspräferenzen, die zur Entwicklung des 
Multilateralismus führt. Daher sollte man die üblichen Vereinfachungen vermeiden 
und sich fragen, auf welche Gruppe von Ländern die EU ihre Anstrengungen im 
Agrarbereich vorrangig richten soll, wie sie dies tun soll und mit welchem Tempo.

4. Das Problem der landwirtschaftlichen Entwicklung der Entwicklungsländer sowie das 
der Abschaffung von Hunger und Armut auf dem Lande beruht auf drei Faktoren, die 
nicht losgelöst voneinander betrachtet werden dürfen: Produktion, für die 
Selbstversorgung und für den Export; Beschäftigung, überwiegend Frauen, die in 
Familienbetrieben arbeiten; und nachhaltige Bewirtschaftung der Rohstoffe. In diesem 
Sinne reicht eine größere Öffnung des Handels nicht aus, wenn dadurch die 
Landwirtschaft der Entwicklungsländer zweigeteilt wird und einige Exportmodelle 
gestärkt werden, die auf Kosten der nachhaltigen Entwicklung und der Moderni-
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sierung der ländlichen Umwelt insgesamt gehen. Daher muss die finanzielle Hilfe und 
die technische Unterstützung für die ländliche Entwicklung mit der Entwicklung des 
Handels einhergehen. Und letztere sollte vorzugsweise im Rahmen eines offenen 
Regionalismus vonstatten gehen, der die Süd-Süd-Beziehungen und die gegenseitige 
Ergänzung der Landwirtschaft dieser Länder fördert. Diese Ziele müssen in institu-
tionellen Veränderungen sowohl auf externer als auf interner Ebene konkret umge-
setzt werden.

5. Auf externer Ebene muss die EU ihre Vorreiterrolle bei der Zusammenarbeit festigen, 
indem sie die Doha-Runde zu einer wirklichen Entwicklungsrunde macht, mit einer 
speziellen und differenzierten Behandlung der Nettoimporteure von Nahrungsmitteln 
sowohl beim Handel als auch bei der finanziellen oder technischen Unterstützung. 
Überdies muss sie den Multilateralismus durch neue Fachagenturen ausbauen, um die 
Armut (auf dem Lande) zu bekämpfen und die Entwicklung einer Unternehmenskultur 
im Süden zu fördern; sie muss in der WTO die vorhandenen regionalen Handelsab-
kommen konsolidieren und schließlich den Schutz der Multifunktionalität und die 
nachhaltige ländliche Entwicklung als vorrangige Ziele im Agrarabkommen von 
Marrakesch innerhalb der so genannten nicht-handelsbezogenen Interessen (NTC) 
festlegen. Es kommt nicht von ungefähr, dass im Rahmen der NTC eine vollkommene 
Übereinstimmung der Verteidigung des europäischen Agrarmodells durch die EU und 
ihrer Fähigkeit, Güter und Dienstleistungen von allgemeinem Interesse zu gewähr-
leisten, mit dem Schutz der Nahrungsmittelsicherheit, der Erhaltung der Einkommen 
in der Landwirtschaft und der Förderung der ländlichen Entwicklung, die von den 
Entwicklungsländern vertreten werden, besteht.

6. Auf interner Ebene muss sich die EU stärker für die Erzeugnisse der Entwicklungs-
länder öffnen und ihr Subventionsmodell in Richtung auf Multifunktionalität und 
größere Gerechtigkeit reformieren. Sie muss Fortschritte bei der eingegangenen 
Verpflichtung machen, unsere Beihilfen, die den Agrarhandel am stärksten verzerren, 
abzuschaffen. Diese Umstellung kann nicht plötzlich vorgenommen werden, sie 
benötigt einen längeren Übergangszeitraum, der mit Ausgleichsabkommen zugunsten 
der durch unsere Zölle am stärksten benachteiligten Entwicklungsländer einhergehen 
muss.

SCHLUSSFOLGERUNGEN

Der Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung ersucht den federführenden 
Ausschuss für Entwicklung und Zusammenarbeit, folgende Punkte in seinen 
Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. stellt fest, dass die EU der weltweit größte Nahrungsmittelimporteur ist und dass 53% 
dieses Handels dank der eingeräumten Handelskonzessionen, die im Einklang mit der GAP 
stehen, aus Entwicklungsländern stammen; 

2. erinnert daran, dass die erste Priorität der Entwicklungsländer die Entwicklung ihrer 
der Ernährung dienenden Landwirtschaft ist, um eine ausreichende Ernährung für ihre 
Bevölkerung sicherzustellen und die Einkommen ihrer Landwirte zu erhöhen;

3. unterstreicht die verheerenden Auswirkungen eines unkontrollierten freien 
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Welthandels auf die Entwicklung der Nahrungspflanzen in den ärmsten Ländern, die 
der Konkurrenz mit den Dumpingpreisen der Länder mit einer hochproduktiven 
Landwirtschaft nicht standhalten können, und verweist auf das Recht jedes Landes - 
oder im Rahmen regionaler Abkommen jeder Ländergruppe, seine Erzeuger durch 
Zölle zu schützen;

4. betont, dass die Entwicklungsländer landwirtschaftlich kein homogenes Ganzes 
darstellen und dass dort neben Netto-Nahrungsmittelexporteuren, die direkt von einer 
allgemeinen Handelsliberalisierung profitieren, Nettoimporteure existieren, deren 
Randstellung durch den Preisverfall, verursacht durch eine schrittweise landwirtschaftliche 
Deregulierung, und durch ihre Schuldenlast verschärft wird, und schließlich Nettoimporteure, 
die auf den Export einiger weniger Erzeugnisse spezialisiert sind und die den weltweiten 
Preisschwankungen und einer fortschreitenden Aushöhlung ihrer Handelspräferenzen 
ausgesetzt sind;

5. weist darauf hin, dass die ländliche Entwicklung der ärmsten Länder wie auch die 
Beseitigung von Hunger und Armut auf dem Lande nur dann angegangen werden können, 
wenn man zugleich den Schwerpunkt auf die Entwicklung ihrer Nahrungsmittelproduktion, 
die Erhaltung und die Schaffung von Arbeitsplätzen auf dem Lande, wo überwiegend Frauen 
in Familienbetrieben arbeiten, und auf die Beibehaltung einer nachhaltigen Bewirtschaftung 
der Rohstoffe legt; 

6. ist der Auffassung, dass die Öffnung des Handels für landwirtschaftliche Erzeugnisse 
der Entwicklungsländer mit finanziellen Beihilfen und technischer Unterstützung zugunsten 
einer nachhaltigen ländlichen Entwicklung einhergehen muss, die die Armut auf dem Lande 
wirksam bekämpft und die Selbstversorgung mit Nahrungsmitteln sichert;

7. fordert, dass die Mitgliedstaaten, wie dies auf dem Gipfel von Monterrey 
vorgeschlagen wurde, ihre Entwicklungshilfe bis 2006 auf 0,33% ihres BIP erhöhen und der 
nachhaltigen ländlichen Entwicklung, der Beseitigung der Armut und der Aufwertung der 
Arbeit von Frauen auf dem Land sowie der Sicherheit der Versorgung lokaler Märkte 
besondere Aufmerksamkeit widmen; 

8. unterstützt die Bemühungen, damit die Doha-Runde zu einer Entwicklungsrunde wird, 
die die Entwicklungsländer differenziert behandelt und einen offenen Regionalismus festigt, 
der die Aushöhlung ihrer Handelspräferenzen verhindert und die Integration der 
Landwirtschaft der Länder des Südens untereinander und mit den Weltmärkten stärkt;

9. ist der Auffassung, dass die EU und die Entwicklungsländer gemeinsame Ziele 
zugunsten der Aufnahme der landwirtschaftlichen Multifunktionalität und einer nachhaltigen 
ländlichen Entwicklung in die nicht kommerziellen Überlegungen des Agrarabkommens von 
Marrakesch teilen;

10. ist der Ansicht, dass die notwendig Öffnung der Märkte der EU für die Agrar-
erzeugnisse der Entwicklungsländer schrittweise und gleichzeitig mit der Reform der GAP in 
eine multifunktionale Richtung erfolgen muss, so dass das europäische Agrarmodell erhalten 
und die Preisstabilität und die Einkommen seiner Landwirte garantiert werden;

11. fordert die Europäische Kommission auf, unbeschadet der Unterstützung, die die EU 
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den ärmsten Ländern der Welt gewähren muss, Beihilfen vorzuschlagen, um die 
Nachteile, die die Initiative „Alles außer Waffen“ für die Landwirte der Gemeinschaft 
insbesondere bei Reis, Zucker und langfristig Bananen mit sich bringen kann, 
auszugleichen;

12. hält es für erforderlich, die Industrie-Drittstaaten zu ermuntern, dem Beispiel der 
Europäischen Union, ihre Märkte für Einfuhren aus den ärmsten Ländern stärker zu 
öffnen, mit dem Ziel zu folgen, die Lasten gerechter zu verteilen und eine bessere 
Entwicklung der Volkswirtschaften dieser Staaten zu begünstigen.


